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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 15. —— 


(Nr. 2710.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28. Mai 1846., mehrere Aenderungen in der 
Organiſation und Verwaltung des landſchaftlichen Kreditinſtituts in der 


Provinz Poſen betreffend. 


Ale Ihrem Berichte vom 11. Mai c. habe Ich erſehen, daß die gegenwaͤr⸗ 
tigen Zuſtaͤnde in der Provinz Poſen mehrere Aenderungen in der Organi— 
4 = Verwaltung des dortigen landſchaftlichen Kreditinſtituts nothwen— 
ig machen. a 

Ich will demnach unter Suspenſion der entgegenſtehenden Beſtimmungen 
der Kreditordnung vom 15. Dezember 1821. bis auf weitere Anordnung bier 
durch Folgendes beſtimmen: 

1) Der Provinzialdirektion ($$. 70—143. der Kreditordnung vom 15. De⸗ 
zember 1821.) wird ein beſonderer, von dem Miniſter des Innern zu 
ernennender und aus Staatskaſſen zu remunerirender Kommiſſarius bei⸗ 
geordnet. Demſelben werden die in der angeſchloſſenen, von Mir geneh⸗ 
migten Inſtruktion naͤher bezeichneten amtlichen Befugniſſe und Pflichten 
beigelegt; hierdurch wird aber in der amtlichen Stellung des, dem 
geſammten Kreditinſtitute vorgeſetzten Koͤniglichen Kommiſſarius nichts 

eändert, welchem die Aufſicht uͤber alle landſchaftliche Behoͤrden und 
— ſowie die uͤbrigen in den HH. 47—50. der Kreditordnung ihm 
uͤberwieſenen Funktionen auch ferner verbleiben. 

2) Die nach $. 144. der Kreditordnung ſtattfindenden landſchaftlichen Kreis⸗ 
Verſammlungen und insbeſondere die in denſelben vorzunehmenden Wah⸗ 
len find von jetzt ab unter dem Vorſitz und der Leitung des Königlichen 
Landraths abzuhalten. Die Einladung zu denſelben geſchieht von dem 
Landrath und dem dienſtthuenden Landſchaftsrath gemeinſchaftlich. Ueber 
den anzuberaumenden Termin hat ſich der Landrath mit dem Landſchafts⸗ 
Rath zu einigen. Ohne Beiſein des Landraths oder ſeines Stellvertre— 
ters kann auf den landſchaftlichen Kreisverſammlungen kein guͤltiger 
Beſchluß irgend einer Art gefaßt werden; ein Stimmrecht in dieſen 
Verſammlungen ſteht ihm aber in ſeiner Eigenſchaft als Landrath nicht 
zu. Bei Verhinderung des Landraths hat der Königliche Kommiſſa⸗ 
rius (F. 47. der Kreditordnung) einen Stellvertreter fuͤr denſelben zu 
ernennen. 

Jahrgang 1846. (Nr. 2710.) 8 32 3) fuͤr 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1846. 
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3) Fuͤr die Wahlen der Mitglieder des engern Ausſchuſſes beſtimmt der 
Koͤnigliche Kommiſſarius den vorſitzenden Landrath. 

4) Die Verhandlungen in allen Sitzungen der landſchaftlichen Behoͤrden 
und in den landſchaftlichen Kreisverſammlungen ſind in Deutſcher Sprache, 
oder wenn einzelne Mitglieder der Verſammlung dieſer Sprache nicht 
mächtig fein ſollten, in deutſcher und polniſcher Sprache zu führen. Eben 
fo find die von den landſchaftlichen Behörden zu erlaſſenden Ver⸗ 
fuͤgungen und zu ertheilenden m in Deutſcher und Polni⸗ 
ſcher Sprache abzufaſſen, in ſoweit ni t dafuͤr der alleinige Gebrauch 
der Deutſchen Sprache geſetzlich vorgeſchrieben iſt. ; 

Entzieht ſich ein Landſchaftsrath der ihm obliegenden amtlichen Thätig- 

keit in irgend einer Art, ſo treffen ihn nicht nur die in den $$. 186. 

bis 188. der Kreditordnung beſtimmten Folgen, ſondern es werden auch 

die ihm aufgetragenen Geſchaͤfte nach der Beſtimmung des, der Pro⸗ 
vinzialdirektion beigeordneten Miniſterialkommiſſarius durch einen anderen 

Landſchaftsrath oder einen zum Kreditverbande gehörigen Gutsbeſitzer 

oder auch einen Oekonomiekommiſſarius beſorgt, und die dadurch ent⸗ 

ſtandenen Koſten nach deren Feſtſetzung durch die Provinzialdirektion im 

Wege der landſchaftlichen Exekution von ihm eingezogen. Gegen alle 

dieſe Verfuͤgungen iſt nur der Rekurs an den Koͤniglichen Kommiſſarius 

(F. 47. der Kreditordnung) geſtattet. 

6) Der F. 190. der Kreditordnung wird aufgehoben und findet bei Anwen- 
dung der in dem F. 188. a. a. O. gedachten Zwangsmittel gegen die 
von der General⸗Landſchaftsdirektion nach §. 189. zu treffende Entſchei⸗ 
dung nur der Rekurs an den Koͤniglichen Kommiſſarius ſtatt. 


Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 28. Mai 1846, 


5 


— 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Bodelſchwingh. 
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Inſtruktion 


für den Miniſterialkommiſſarius bei der Provinzialdirektion des landſchaft⸗ 
lichen Kreditvereins im Großherzogthum Poſen. 


1) Der der Provinzialdirektion des landſchaftlichen Kreditvereins im Groß⸗ 
herzogthum Poſen nach der Beſtimmung unter 1. des Allerhöchften Be⸗ 
fehls vom 28. Mai 1846. beigeordnete Miniſterialkommiſſarius iſt wirk⸗ 
liches Mitglied dieſer Behoͤrde mit vollem Stimmrechte. 

2) Es find ihm ſaͤmmtliche bei derſelben eingehende Dienſtſachen zur Praͤ⸗ 
ſentation und ſaͤmmtliche von derſelben zu erlaſſende Anſchreiben und 
Verfuͤgungen, — auch diejenigen, welche nach $$. 82. 83. und 219. der 
Kreditordnung von dem Provinzialdirektor allein ausgehen — im Kon⸗ 
zept 5 vorzulegen. Die Reinſchriften mit zu vollziehen 
iſt er befugt. 

3) Ueber das Dienſt⸗ und oͤkonomiſche Betragen der Landſchaftsraͤthe und 
der zum Syſtem verbundenen Gutsbeſitzer hat er die Ober-Aufſicht. Ueber 
die bei der Provinzialdirektion angeſtellten Subalternbeamten ſteht ihm 
aber die unmittelbare und alleinige Aufſicht und Disziplinargewalt in der 
Art zu, daß er dieſelben ohne Mitwirkung des Provinzialdirektors und 
Provinzialkollegiums ſelbſtſtaͤndig anzuſtellen, ihre Beſtallungen zu voll⸗ 
ziehen, ſie zu vereiden und ihr dienſtliches und außerdienſtliches Verhalten 
u uͤberwachen hat. Er iſt befugt, die definitiv Angeſtellten erforderlichen 

alles vom Amte zu ſuspendiren und die diaͤtariſch Beſchaͤftigten ihres 
Dienſtes zu entlaſſen. 

4) Es liegt ihm die Ober-Aufſicht uͤber die Kaſſen der Provinzialdirektion, 
deren Reviſion und Verwaltung, ſo wie uͤber die in der Regiſtratur und 
Kanzlei zu erhaltende Ordnung ob. 

5) Den Geſchaͤftsgang des Provinzialkollegiums leitet er in Gemeinſchaft 
mit dem Provinzialdirektor. In den Sitzungen dieſes Kollegiums, die 
ohne ſein Vorwiſſen nicht Statt finden duͤrfen, fuͤhrt er den Vorſitz, 
nimmt an den Berathungen und der Abſtimmung Antheil und giebt bei 
Stimmengleichheit durch ſeine Stimme den Ausſchlag. 

6) Er iſt ermaͤchtigt, der Ausfuͤhrung jedes Beſchluſſes Anſtand zu geben 
und die Entſcheidung des Koͤniglichen Kommiſſarius ($. 47. der Kredit 
Ordnung) einzuholen. | 

7) In der Generalverſammlung hat er Sitz und Stimme. 

8) Die in den HF. 125. und 126. der Kreditordnung vom 15. Dezember 
1821. gedachten Angelegenheiten hat er mit dem Provinzialdirektor 
gemeinſchaftlich zu bearbeiten. Die Ernennung der im F. 120. gedach⸗ 
ten Kommiſſarien ſteht ihm aber allein zu. 

9) Wenn Geſuche um Pfandbriefe eingehen, darf die Aufnahme von Taxen 
nur mit feiner Zuſtimmung verfügt werden. Die Abſchätzungskommiſſarien 
mit Einſchluß des Syndikus oder des denſelben vertretenden Juſtiz⸗ 

(Fr. 271027110 32 * Beam⸗ 


Anfpruch auf 


Penſion. 
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Beamten werden indeß im Falle des $. 203., wie im Falle des F. 210. 
der Kreditordnung von ihm allein ohne Theilnahme des Provinzial⸗ 
Direktors ernannt. . 

10) Die auszufertigenden Pfandbriefe ſind fernerhin von ihm, dem Provin⸗ 
zialdirktor und einem Landſchaftsrathe zu unterſchreiben. 

11) In dem Falle des $. 256. a. a. O. hängt es von feinem Befinden ab, 
ob er außer dem Landſchaftsrathe noch einen beſonderen Aufſeher aus 
der Zahl der verbundenen Gutsbeſitzer oder der Oekonomiekommiſſarien 
beſtellen will. 

12) Die in den $$. 269. und 277 — 280. a. a. O. dem Provinzialdirektor 
beigelegten Befugniſſe gehen ausſchließlich auf ihn über, 

13) Sein unmittelbarer Vorgeſetzter ift der Koͤnigliche Kommiſſarius ($. 47. 
309 125 weshalb etwaige Beſchwerden uͤber ihn an Letzteren zu 
richten ſind. 

14) Im Falle der Verhinderung oder des Ausſcheidens des Provinzial⸗ 
Fe ade gehen ſaͤmmtliche Befugniſſe und Obliegenheiten deſſelben auf 
ihn uͤber. 

15) Mit Zuſtimmung des Königlichen Kommiſſarius kann er ſich in Ber: 
hinderungsfaͤllen einen Subſtituten beſtellen. 


(Nr. 2711.) Verordnung, betreffend die Penſionirung der Lehrer und Beamten an den 
hoͤheren Unterrichtsanſtalten, mit Ausſchluß der Univerſitaͤten. Vom 
28. Mai 1846. a 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Verordnen über die Penſionirung der Lehrer und Beamten an den höheren 


Unterrichtsanftalten, mit Ausſchluß der Univerſitaͤten, nach Anhörung Unſerer 
getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, fuͤr den ganzen 
Umfang Unſerer Monarchie, was folgt: 


N 1; 

Alle Lehrer und Beamte an Gymnaſien und anderen zur Univerſitaͤt 
entlaſſenden Lehranſtalten, desgleichen an Progymnaſien, Schullehrerſeminarien, 
Taubſtummen⸗ und Blindenanſtalten, Kunſt- und höheren Buͤrgerſchulen haben 
einen Anſpruch auf lebenslaͤngliche Penſion, wenn ſie nach einer beſtimmten 
Dienſtzeit ohne ihre Schuld dienſtunfaͤhig werden und beim Eintritt ihrer Dienft- 
e definitiv und nicht blos interimiſtiſch oder auf Kuͤndigung ange— 
ſtellt ſind. 


H. 2. 
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§. 2. 
Solche Lehrer und Beamte aber, deren Zeit und Krafte durch die ihnen, 
wenn auch auf Lebenszeit übertragenen Geſchaͤfte an den F. 1. gedachten An⸗ 
in - nebenbei in Anſpruch genommen werden, haben keinen Anſpruch 
auf Penſton. 


§. 3. 

Lehrer und Beamte, welche bei vorgeruͤcktem Alter zwar nicht abſolut 
dienſtunfaͤhig, aber doch nicht mehr im Skande ſind, den Obliegenheiten des 
Dienſtes zu genuͤgen, ſind, Falls die vorgeſetzte Behörde es fuͤr angemeſſen er⸗ 
achtet, verpflichtet, einen ihnen zuzuweiſenden Gehuͤlfen zu remuneriren. Es 
muß ihnen jedoch mindeſtens eine der Penſion gleichkommende Dienſteinnahme 
freigelaffen und der zur Remunerirung des Gehülfen etwa außerdem erforder⸗ 
liche Betrag von demjenigen gezahlt werden, welcher die Penſion aufzubringen 
haben wuͤrde. 


$ 4. 


Die Penſion wird zunaͤchſt aus dem etwa vorhandenen eigenthuͤmlichen Verpfſich⸗ 


Vermoͤgen derjenigen Anſtalt, an welcher der Lehrer oder Beamte zur Zeit ſei⸗ 
ner Penſionirung angeſtellt iſt, gewaͤhrt, ſo weit von den laufenden Einkuͤnften 
dieſes Vermögens, nach Beftreitung des zur Erreichung der Lehrzwecke erfor 
derlichen Aufwandes, ein Ueberſchuß verbleibt. Koͤnnen auf dieſe Weiſe die 
Mittel zur Penſionirung nicht beſchafft werden, und ſind auch keine anderen 
hierzu verwendbaren Fonds vorhanden, ſo iſt die Penſion von demjenigen auf⸗ 
zubringen, welcher zur Unterhaltung der Anſtalt verpflichtet iſt. 


$. 3. 

Liegt dieſe Verpflichtung mehreren ob, ſo haben ſie zu den Penſionen 

in demſelben Verhaͤltniß, wie zu den Unterhaltungskoſten der Anſtalt, bei— 
zutragen. 9 5 


Aus der bloßen Gewaͤhrung eines auf einen beſtimmten Betrag be— 
ſchraͤnkten oder zu einem beſtimmten Zweck ausgeſetzten Zuſchuſſes zu den Un⸗ 
terhaltungskoſten einer Anſtalt folgt keine Verpflichtung, die Penſionen mit zu 
uͤbernehmen. a 907 


Wer bei den einzelnen Anſtalten, welche gar kein oder kein ausreichen— 
des eigenthuͤmliches Vermoͤgen beſitzen, zur Zahlung oder Ergaͤnzung der Pen⸗ 
ſionen verpflichtet iſt, wird, wenn Zweifel deshalb obwalten, nach Maaßgabe 
der Verhaͤltniſſe der einzelnen Anſtalten, von Unſeren Ober-Praͤſidenten feſt— 


geſetzt. 
$. 8. 
Gegen dieſe Feſtſetzung iſt der Rekurs an Unſeren Miniſter der geiſtlichen 
und Unterrichts-Angelegenheiten und die hierbei ſonſt noch betheiligten Departe— 
(Nr. 27110 ments⸗ 


tung zur 
Zahlung der 
Penſion. 


— 216 — 


mentschefs zulaͤſſig. Der Rechtsweg findet nur dann Statt, wenn auf Grund 
eines ſpeziellen Rechtstitels die Befreiung von Beitraͤgen zu Penſionen behaup⸗ 
tet wird. In einem ſolchen Falle gilt jedoch die im Verwaltungswege getrof⸗ 
fene Beſtimmung bis zur rechtskräftigen Entſcheidung als ein Interimiſtikum. 


H. 9. 


Bei ſolchen Unterrichtsanſtalten, zu deren Unterhaltung weder Kommu⸗ 
nen, noch der Staat verpflichtet, die vielmehr nur aus ihrem eigenen Vermoͤgen 
oder von anderen Korporationen, oder von Privatperſonen zu unterhalten ſind, 
wird das Penſionsweſen fuͤr die Lehrer und Beamten, unter Zuziehung der Be⸗ 
theiligten, durch Unſere Ober⸗Praͤſidenten nach Maaßgabe der obwaltenden Ver⸗ 
haͤltniſſe fuͤr jede einzelne Anſtalt beſonders BR: die ftreitig bleibenden 
Punkte werden von Unferem Minifter der geiftlichen und Unterrichtsangelegen- 
heiten unter Mitwirkung der etwa fonft noch betheiligten Departementschefs und 
nach vorgängiger Einholung Unſerer Genehmigung entſchieden. Den Bethei⸗ 
ligten ſollen jedoch keine größeren Leiftungen zugemuthet werden, als bei den 
ubrigen, nicht vom Staate zu unterhaltenden Anſtalten derſelben Art. 

Ift ein Zuſchuß oder eine Erhöhung der Dotation bei dieſen Anftalten 
zur Aufbringung der Penſionen erforderlich, ſo bedarf es hierzu jedenfalls der 
Zuſtimmung der betheiligten Korporationen oder Privatperſonen. 


§. 10. 


Beſtimmung Die Lehrer und Beamten bei denjenigen Anſtalten, welche hauptſaͤchlich 
der Hdbe der oder ſubſidiariſch aus Staats- oder Kommunalmitteln zu unterhalten find, er⸗ 
Penſion. halten als Penſion: 

nach zuruͤckgelegtem 15ten bis zum zuruͤckgelegten 20ſten Dienſtjahre 5 
= 20ften = = - 2öften ; 


* 


— 


— — 
1 


16 


. - —— * . 7 . 16 
F 
= = 1 = 5 * 16 
= = 40ſten = = = 45ſten = 19 
= 4öften = 2 7 50ſten 3 12 
- - 50ſten Dienſtjahree n 46 


ihres Dienſteinkommens an Beſoldung und rechtmaͤßigen Dienſtemolumenten, 
in ſoweit letztere nicht als Erſatz eines beſonderen Dienſtaufwandes zu betrach⸗ 
ten ſind. Das Minimum einer Penſion wird jedoch auf 60 bis 96 Rthlr. 
feſtgeſetzt, auch wenn das Dienſteinkommen 240 Rihlr. nicht erreicht; innerhalb 
dieſer Grenze bleibt den vorgeſetzten Dienſtbehoͤrden die Beſtimmung nach den 
Umſtaͤnden überlaffen, 


$. 11. 


Bei einer Dienftzeit von weniger als 15 Jahren findet ein Anſpruch auf 
Penſion nur dann Statt, wenn eine ſolche für dieſen Fall dem Lehrer oder 
Beamten bei ſeiner Anſtellung oder auch ſpaͤterhin ausdruͤcklich zugeſichert wor⸗ 
den iſt. f 5 12 
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$. 12. 


Die Dienſtzeit wird von dem Datum der erſten eidlichen Verpflichtun 
des zu Penfionirenden, und wenn eine ſolche nicht Statt gefunden 5 pi er 


dem Zeitpunkt des erſten Eintritts in den Dienft angerechnet, auch wenn die 
erſte Anſtellung nur interimiſtiſch oder auf Kündigung erfolgt fein ſollte. Das 
ſogenannte Probejahr wird jedoch bei den Schulamtskandidaten der Dienſtzeit 
nicht zugezaͤhlt. 

§. 13. 


Denjenigen Lehrern und Beamten, welche aus Staatsfonds zu penſioni⸗ 
ren ſind, werden auch die im Auslande geleiſteten Dienſte angerechnet, wenn 
ihre Anſtellung im Inlande vorzugsweiſe im Intereſſe des öffentlichen Unter: 
richts erfolgt iſt. Auch werden denſelben diejenigen Dienſte angerechnet, welche 
fie ſonſt im Staatsdienſt oder an anderen Öffentlichen Unterrichtsanſtalten ge— 
leiſtet haben. 


$. 14. 


Sind die Penſionen vom Staate und von Kommunen gemeinſchaftlich 
oder blos von Kommunen oder größeren Kommunalverbaͤnden zu zahlen, fo 
werden nur diejenigen Dienſte angerechnet, welche der zu Penſionirende im Mi⸗ 
litair und den zur Penſionszahlung verpflichteten Kommunen im Schul⸗ oder 
in einem anderen Amte geleiſtet hat, Falls hieruͤber nicht andere Verabredungen 
getroffen ſind. 


§. 15. 


chnu 
D 


* 


ng 


ienſt⸗ 


Die Lehrer und Beamten an den aus Staatsfonds zu unterhaltenden Aufbringung 
Anſtalten haben zum allgemeinen Zivil⸗Penſionsfonds, aus welchem fie ihre der Penſion. 


Penſionen beziehen werden, nach denſelben Grundſaͤtzen, wie die uͤbrigen pen⸗ 
ſions berechtigten Zivil-Staatsdiener, beizutragen. 


$. 16. 


Zur Deckung der Penſionen fuͤr Lehrer und Beamte an den anderen 
Anſtalten, namentlich auch an denjenigen, welche vom Staate und von Kom— 
munen gemeinſchaftlich oder von einzelnen Kommunen oder groͤßeren Kommu⸗ 
nalverbaͤnden zu unterhalten ſind, werden fuͤr jede Anſtalt beſondere Fonds aus 
den Einkuͤnften des Vermoͤgens der Anſtalt und aus jährlichen Beitraͤgen ſo⸗ 
wohl der zur Zahlung der Penſion Verpflichteten, als auch der definitiv ange⸗ 
ſtellten Lehrer und Beamten gebildet. Den letzteren duͤrfen jedoch keine hoͤheren 
Beiträge, als den penſionsberechtigten Zivil-Staatsdienern auferlegt werden. 


$. 17. 


Der Betrag der zur Bildung dieſer Penſionsfonds (F. 16.) erforderlichen 
Zuſchuͤſſe wird von Unſeren Ober⸗Praͤſidenten, unter Vorbehalt des Rekurſes 
an Unſeren Miniſter der geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten und die ſonſt 
betheiligten Departementschefs, mit Ausſchluß des Rechtsweges, feſtgeſetzt. 


Fr. 2711.) . 


Allgemeine 
Beſtimmun⸗ 
gen. 
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$. 18. 


Iſt hiernach der Zuſchuß auf das Vermögen der Anſtalt zu übernehmen 
und reichen die Einkuͤnfte der letzteren nicht hin, um den Zuſchuß, ohne Be⸗ 
ſchraͤnkung des zur Erreichung der Lehrzwecke erforderlichen Aufwandes, zu 
zahlen, ſo haben die ſubſidiariſch zur Unterhaltung der Anſtalt Verpflichteten 
auch den laufenden Beitrag zum Penſionsfonds zu ergänzen. Dieſelben ſind 
= in allen Fällen verpflichtet, etwanige Ausfälle bei dem Penſionsfonds zu 

ecken. 


§. 19. 


Wegen der Anrechnung früherer Militairdienſte, wegen der Verpflich⸗ 
tung, die Penſion im Inlande zu genießen, ſowie wegen der Beſchlagnahme, 
der Verminderung und des Verluſtes derſelben, desgleichen wegen der Anſpruͤche 
der Hinterbliebenen auf einen Theil der Penſion kommen die fuͤr penfionirte 
Kommunal- und Zivil: Staatsbeamte allgemein geltenden Grundſaͤtze zur An= 
wendung. 


$. 20, 
Hinſichtlich des bei 0 der Lehrer zu beobachtenden Ver⸗ 


fahrens, insbeſondere auch hinſichtlich der unfreiwilligen Penſionirungen, ver— 
bleibt es vorlaͤufig bei den hierin bisher befolgten En 
§. 21. 

In den Anfprüchen, welche vormaligen Militairperfonen, die bei den 
$. 1. erwähnten Anſtalten als Lehrer oder Beamte angeſtellt find, nach den 
allgemeinen Beſtimmungen uͤber die Penſionen, das Gnadengehalt und das 
Wartegeld der Militairperſonen zuſtehen, wird durch gegenwaͤrtige Verordnung 
nichts geaͤndert. ene, ıh, 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndiger Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 28. Mai 1846. 
Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 


v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Flottwell. Uhden. 
Frh. v. Canitz. 


